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von SdJ.ulversuchen vorzusehen, durch die Schul-
versuche im Sinne der §§ 2 bis 5 ermöglidIt wer-
den, soweit die äußere Organisation der öffent-
lichen Pflidltschulen berührt wird. Ferner haben
die Ausführungsgesetze die zuständigen Behör-
den zu ermächtigen, die für die Durchführung von
Schulversuchen im Sinne der vorstehenden Be-
stimmungen erforderlicheIl' Vereinbarungen mit
dem Bund zu treffen, soweit die äußere Organi-
sation der öffentlichen Pflichtschulen berührt
wird.li

Beilage 288/1972 zum kUTZschriftliroen Beridtt des o. ö. Landtages, XX. Gesetzgebungsperiode

Bericht des Ausschusses für Schulen, Kultur und Sport
betreffend das Gesetz, mit dem das O. ö. Pflichtschulorganisationsgesetz neuer-

lich geändert wird (4. O. ö. Pflichtschulorganisationsgesetz-Novelle)

(L - 29012 - XX)

I.
In den Ange1egenheiten der äußeren Organisation

(Aufbau, Organisationsformen, Errichtung, Erhal-
tung, Auflassung, Sprengel, Klassenschülerzahlen
und Unterrichtszeit) der öffentlichen Pflichtschulen
und der öffentlichen Schülerheime, die ausschließlich
oder vorwiegend für Schüler von Pflid:1tschulen be-
stimmt sind, ist gemäß Art. 14 Abs. 3 lit. b B-VG. 1929
Bundessache die Gesetzgebung über die Grundsätze,
Landessache ciie Erlassung von AusfÜhrungsgesetzen
und die Voll ziehung.

Die vom Bundesgesetzgeber demgemäß im Schul-
organisationsgesetz, BGBL NI, 242/1962, in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBL Nr. 243/1965,
BGBL Nr. 173/1966 und BGBLNr. 289/1969 sowie im
Pflichtschuler haI tungs-Grundsa tzgese tz,
BGBL Nr. 163/1955, in der Fassung der Bundesge-
setze BGBL Nr. 87/1963 und BGBL Nr. 69/1971 ge-
troffenen grundsatzgesetzlichen Regelungen sind
im O. ö. Pflichtschulorganisationsgesetz,
LGBL Nr. 38/1965, in der Fassung der Gesetze
LGBL Nr. 12/1966, LGBL Nr. 27/1967 und
I.GBL Nr. 4/1971 ausgeführt.

11.
Der Bundesgesetzgeber hat nunmehr im Art. 11

des Bundesgesetzes vom 8. Juni 1971, BGBLNr. 234,
mit dem das Sdmlorganisationsgesetz neuerlich ge-
ändert wird (4. Schulorganisationsgesetz-Novelle),
Bestimmungen über Schulversuche zur Schulreform
erlassen. Diese Bestimmungen wurden zur Realisie-
rung der von der Schulreformkommission angeregten
Schulversuche getroffen. Diese Schulversuche sollen
zur Erprobung neuer Schulorganisationsformen
durchgeführt werden. Sc.hulversuche nach den Be-
'Stimmungen des Art. 11 der 4. Sdmlorganisations-
gesetz-Novelle sind u. a. auch in der Form von Vor-
schulklassen, in den Schulen der Zehn- bis Vierzehn-
jährigen und im Polytec.hnischen Lehrgang durchzu-
führen.

Diese vom Bund durchzuführenden Schulversuche
setzen entsprechende Maßnahmen im Bereich der
durch das O. ö. Pflicht'SchuIorganisationsgesetz gere-
gelten äußeren Organisation der öffentlichen Pflicht-
schulen voraus. Art. 11 der 4. Schulorganisations-
gesetz-Novelle enthält daher - im Hinblick auf die
oben darg,estellte Kompetenzlage - auch im § 12
Abs. 2 folgende Grundsatzbesti~mung:

,,(2) (Grundsatz bestimmung) In den Ausfüh-
rungsgesetzen der Länder ist die Durchführung

m.
Im Zusammenhang mit der Vorlage des Entwurfes

des Voranschlages über den Landeshaushalt 1972
hat die o. ö. Landesregierung im Hinblick auf die
drückende finanzielle Belastung der Gemeinden be-
schlossen, daß auf verschiedenen Gebieten - so
auf dem Sektor des Berufsschulwesens, der Bezirks-
straßen und der Behindertenfürsorge - die Be-
lastung der Gemeinden gesenkt werden soll. Der
daraus entstehende finanzielle Ausfall soll zu
Lasten des Landes übernommen werden. Gemäß
diesem Beschluß sollen die Beiträge der Gemeinden
für die Berufsschulen sowohl für den laufenden
Schulerhaltungsaufwand als auch für den Bau- und
Einrichtungsaufwand von bisher 60% auf 50%
herabgesetzt werden. Die durch diese Änderung für
das Land entstehende finanzielle Mehrbelastung
wurde im Voranschlag über den Landeshaushalt 1972
bereits berücksichtigt. -

IV.
Das im Entwurf vorliegende Gesetz, mit dem das

0, ö. Pflichtschulorganisationsgesetz neuerlich geän-
dert wird (4. O. Ö, Pflichtschulorganisationsg'esetz-
Novelle), enthält die erforderlichen Ausführungsbe-
stimmungen zu der Grundsatzbestimmung des Art. II
§ 12 Ab'S. 2 der 4. Schulorganisationsgesetz-Novelle
sowie die im Sinne der obigen Ausführungen erfor-
derliche Anderung des O. Ö. Pflichtschulorganisa·
tionsgesetzes hinsichtlich der von den Gemeinden zu
leistenden Schulerhaltungsbeiträge.

Ergänzend ist zu den ein'zelnen Bestimmungen des
vorliegenden Gesetzentwurfes noch zu bemerken:

Zu Art. I Z. 1:
§ 48 Abs. 1 des 0. ö. Pflichtschulorganisations-
gesetzes hat derzeit folgenden Wortlaut:
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,,(1) Die Gemeinden haben an das Land Bei-
träge zur Erhaltung der öffentlichen gewerb-
lichen oder kaufmännischen Berufsschulen zu
leisten. Diese Schulerhaltungsbeiträge sind Bei-
träge zum laufenden Schulerhaltungsaufwand
(laufende Schulerhaltungsbeiträge) und Bei-
träge zum Bau- und Einrichtungsaufwand (Bau-
und Einrichtungsbeiträge). Von oberöster-
reichischen Gemeinden sind die Schulerhal~
tungsbeiträge im Ausmaß von drei Fünftel der
gemäß Abs. 2 und 3 zu berec.hnenden Beträge
einzuheben. "

Durch die Neufassung des letzten Satzes dieser
Bestimmungen wird die Belastung der Gemein-
den entsprechend den im allgemeinen Teil dieser
Erläuternden Bemerkungen dargelegten Erwä-
gungen vermindert.

Anzuführen ist dazu noch, daß § 48 gemäß § 32
Abs. 2 des O. Ö. Pflichtschulorganisationsgesetzes
für öffentliche Schiilerheime "sinngemäß mit der
Maßgabe anzuwenden ist, daß unter Erhaltung
eines Schülerheimes auch die Beistellung der er-
forderlichen Erzieher zu verstehen ist und daß
die damit verbundenen Kosten solche des laufen-
den Betriebes (§ 46) sind".

Durch die Herabsetzung der Schulerhaltungsbei-
träge 'der Gemeinden für öffentliche gewerbliche
und kaufmännische Berufsschulen erfolgt daher
zwangsläufig auch eine Herabsetzung der Ge-
meindebeiträge für die öffentlichen Schülerheime
(Internate), die ausschließlich oder vorwiegend
für Schüler von öffentlidlen gewerblidJ.en und
kaufmännischen Berufsschulen bestimmt sind.

Die von der Novellierung des § 48 Abs. 1 betrof-
fenen Bestimmungen sind Ausführungsbestim-
mungen zum Pflichtschulerhaltungs-Grundsatz-
gesetz, BGB\. Nr. 163/1955, in der geltenden Fas-
sung.

Zu Art. I Z. 2:
Dieser Teil des Gesetzentwurfes enthält die Aus-
führungsbestimmungen zu Art. II § 12 Abs. 2 der
4. Schulorganisationsgesetz-Novelle.

Dazu ist allgemein zunächst festzuhalten, daß es
in der Natur von Schulversuchen liegt, daß sie
ständiger Weiterentwicklung und allfälligen Vel-
änderung'en unterworfen sind, weshalb sich die
gesetzliche Regelung nur auf Rahmen und Leit-
linien beschränken kann, den Versuchsraum
jedom selbst frei lassen muß.

Dazu kommt, daß die Schulversuche nach Art. II
der, 4. Schulorganisationsgesetz,:"Novelle gemäß
§ 10 dieses Gesetzes nur in den Schuljahren
1971/72 bis 1975176 begonnen werden können
und je nach der Zahl der in Betracht kommenden
Schulstufen auslaufend abzuschließen sind.

Bei dieser Sachlag,e erscheint es nicht zweck-
mäßig, die einzelnen in Frage kommenden Be-
'Stimmungen des O. ö. Pflichtschulorganisations-
gesetzes durch Ausführungsbestimmungen zu

Art; 11 der 4. Schulorganisationsgesetz-Novelle
zu ergänzen. Der vorliegende Gesetzentwurf faßt
die notwendigen Ausführungsbestimmungen als
nur vorübergehende Regelung vielmehr in einem
neuen Abschnitt VII des Gesetzes zusammen, der
nach Ablauf des Schulversuchszeitraumes wie-
derum aus dem Gesetz zu eliminieren sein wird.

Im besonderen ist zu bemerken:

§ 57:
Der Abs. 1 enthält die erforderliche Aussage über
den Anwendungsbereich des neuen in das
O. ö. Pflicbtschulorganisationsgesetz aufzuneh-
menden Abschnittes VIf.
Durch die Feststellung, daß die Bestimmungen
dieses Abschnittes abweichende Regelungen von
den übrigen einschlägigen Bestimmungen dieses
Gesetzes enthalten, wird klargestellt, daß -
soweit im neuen Abschnitt VII nichts anderes
bestimmt ist - die übrigen Abschnitte dieses
Gesetzes hinsichtlich erforderliche'r Maßnahmen ,.t· ,
der äußeren Organisation der in Betracht stehen- ,
den Pfli~htschulen uneingeschränkt gelten.

Di,e Bestimmung des Abs. 2 steht im Zusammen-
hang mit Art. II § 14 der 4. Schulorganisations-
gesetz-Novelle, demzufolge die Schulversuche
nach dieser Novelle "nicht unter Anwendung des
§ 7 des Schulorgani'Sationsgesetzes durchg,eführt
oder bewilligt werden dürfen".

§ 5 Abs. 3, § 9 Abs. 2 und § 17 Abs. 3 des
O. Ö. Pflidltschulorganisationsgesetz€s enthalten
Bestimmungen im Zusammenhang mit Sdmlver-
'Suchen gemäß § 7 des Schulorganisationsgesetzes.
Ergänzend ist zu § 57 noch zu bemerken, daß die
§§ 10 und 11 der 4. Schulorganisationsgesetz-
Novelle Bestimmungen über den Schulversuchs-
zeitraum und die zahlenmäßige Beschränkung
der Schulver suche enthalten. Normadressat dieser
Bestimmungen ist die Bunctesvollziehung.

Im besonderen normiert, wie bereits ausgeführt, . ,I....
§ 10 der 4. Schulorganisalionsgesetz-Novelle,
daß "Schulversuche im Sinne der vorstehenden
Bestimmungen in den Schuljahren 1971172 bis
1975/76 begonnen werden können. Sie sind je
nach der Zahl der in Betracht kommenden Schul-
stufen auslaufend abzusdlließen."

Der vorgesehene Abs. 1 des § 57 des O. Ö. Pflicht-
scbulorganisationsgesetzes, demzufolge die Be-
stimmungen des neuen VII. Hauptstückes nur
"zum Zwecke der Durchführung von SdlUlver-
suchen gemäß Art. Il §§ 2 bis 5 der 4. Schulor-
ganisationsg·esetz-Novelle gelten," ist damit
zwangsläufig auch auf die Bestimmungen des
§ 10 der 4. Schu1organisalionsgesetz-Novelle ab-
gestellt. Die Sonderbestimmungen des vorgese-
henen neuen VII. Hauptstück.es können daher nur
innerhalb des im § 10 der 4. Schulorganisations-
gesetz-N oveHe für die Schulversuche festgelegten
Zeitraumes zum Tragen kommen. Eine ausdrück-
liche diesbezügliche Aussage im neuen § 57 des
O. ö. Pflichtschulorganisationsgesertz€'S ist daher
eillbehrlich.
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§ 58:

Art. II § 2 der 4. Schulorganisationsg€setz-No-
velle lautet:

,,§ 2. Vorschulklassen
Vorschulklassen haben der Förderung der

Erlangung der Schulreife durm Smulpflimtige
zu dienen, die gemäß § 14 des Schulpflichtge-
setzes, BGBI. NT. 241/1962, vom Schulbesuch
zurückgestellt werden."

Die Einrichtung solcher Schulversuche kann
zweckrnäßigerweise nur an bestehenden Volks-
schulen erfolgen. Diese Sdmlversuche können
sinnvoll nur in größeren Ballungsräumen mit
einer entspremenden Anzahl zurückgestellter
Schulpflichtiger geführt werden.

§ 59:
Art. II § 3 der 4. Schulorganisationsgesetz-Novelle
lautet:

,,§ 3. Grundschule
(.) In der dritten und vierten Schulstufe der

Grundschule ist die Zusammenfassung von
Schülern in einzelnen Unterridltsgegenständen
nach ihrer Leistung in Leistungsgruppen inner-
halb der Klasse oder von Schülern mehrerer
Parallelklassen zu ·erproben.

(2) In der dritten und vie'rten Sdlulstufe der
Grunds(:hule ist der Unterricht ine·iner leben-
den Fremdsprache zu erproben. Jl

Der vorgesehene neue § 59 ermöglicht die Durch-
führung dieser SdlUlv,ersmne. Diese SdlUlver-
suche werden zweckmäßigerweise an solchen
Vokssmulen einzurichten sein, die im Einzugs-
bereich einer Additiven Gesamtschule, einer
Orientierungsstufe oder einer Integrierten: Ge-
samtschule (siehe dazu die vorgesehenen neuen
§§ 60 bis 62·und die folgenden Erläuternden Be-
merkungen) liegen, damit alle in Betracht kom-
menden Schüler aus dem Einzugsbereich mög-
lichst gleiche Startbedingungen vorfinden.

Zum vorzitierten Abs. 2 des Art. II § 3 der
4. Schulorganisationsgesetz-Novelle ist ergän-
zend noch zu bemerken, daß die Erprobung einer
lebenden Fremdsprache in der dritten und vierten
Schulstufe der Grundschule die äußere Organi-
sation der öffentlichen Ptlichtschulen nicht be-
rührt. Es handelt sich hiebe i lediglich um eine
Ausgestaltung des Unterrichtsplanes, der eine
Maßnahme im Rahmen der äußeren Organisation
der Pflichtsmulen nicht zur Voraussetzung hat.

§§ 60 bis 62:

Art. II § 4 der 4. Schulorganisationsgesetz-NoveHe
hat folgenden Wortlaut:

,,§ 4. Schulen der Zehn- bis Vierzehnjährigen
(1) In den Schulen der Zehn- bis Vierzehn-

jährigen sind Schulversu~he zur Additiven
Gesamtschule (Abs. 2), zur Orientierungsstufe
(Abs. 3) und zur Integrierten Gesamtschule
(Abs. 4) durcbzuführen.

(,) Durch die Zusammenfassung der Haupt-
schule und der allgemeinbildenden höheren

Schule in räumlicher Hinsicht und unter ge-
meinsamer Leitung ist die Verbesserung der
Ubertrittsmöglichkeiten von der Hauptschule
in die allgemeinbildende höhere Schule im
Sinne des § 40 Abs. 2 in der Fassung des § -131c
des Schulorganisationsgesetzes zu erproben
(Additive Gesamtschule).

(3) Die fünfte und sechste Schulstufe ist ohne
Trennung in Hauptschule und allgemein-
bildende höhere Schule zusammenzufassen
(Orientierungsstufe) .

(4) Die fünfte bis amte Schulstufe ist ohne
Trennung in Hauptschule und allgemein-
bildende höhere Schule zusammenzufassen
(Integrierte Gesamtschule).

(5) Bei der Einrichtung von Orientierungs-
stufen (Abs. 3) und Integrierten Gesamtsmulen
(Abs. 4) ist darauf Bedamt zu nehmen, daß eine
möglichst große Zahl der nach dem Alter in
Betracht kommenden Kinder aus dem Einzugs-
geIbiet die Orientierungsstufe bzw. die Inte-
grierte Gesamtschule besuchen. Sowohl in der
Orientierungsstufe als auch in der Integrierten
Gesamtschule sind die Schüler in einzelnen
Unterrichtsgegenständen nach ihrer Leistung in
Leistungsgruppen innerhalb der Klasse oder
von Parallelklassen zusammenzufassen. Zur
Förderung des Ubertrittes in höhere Leistungs-
gruppen oder zur Vermeidung des Ubertrittes
in tiefere Leistungsgruppen haben Förder-
kurse zu dienen. Dem".Ubertritt in höhere Lei-
stungsgruppen ist besondere Bedeutung zuzu-
messen. In Verbindung mit der Einrichtung
von Leistungsgruppen ist audl die Teilung in
Klassenzüge zulässig. "Die höchste Leistungs-
gruppe hat die Aufgabe der allgemeinbilden-
den höheren Schule, die tiefste Leistungs-
gruppe jene des Zweiten Klassenzuges der
Hauptschule zu erfüllen.

(.) Für den Ubertritt von Smülern der Orien-
tierungsstufen in die siebente SdLulstufe in
einer Hauptschule oder in einer allgemein-
bildenden höhere~ Schule gelten die Bestim-
mungen der §§ 17 und 40 des Schulorganisa-
tioll'sgesetzes sinngemäß. Mit einem Jahres-
zeugnis über die achte Schulstufe der Integrier-
ten Gesamtschule, das einen guten Gesamt-
erfolg aufweist, sind die gleichen Berechtigun-
gen verbunden wie mit dem Zeugnis über die
vierte Klasse der allgemeinbildenden höheren
Schule bzw. die vierte Klasse Hauptschule
(Erster Klassenzug mit gutem Gesamterfolg im
Sinne des § 40 Abs. 2in der Fassung des § 131 c
des Schulorganisatioll'sgesetzes)."

Die vorgesehenen neuen §§ 60 bis 62 schaffen -
soweit die äußere OrHanisation der Hauptschulen
berührt wird - ebenfalls nur die gesetzlichen
Voraussetzungen für die Durchführung dieser
SchulversudLe.

Die Schulversud1,e zur Additiv,en Gesamtschule,
zur Orientierungsstufe und zur Integrierten Ge-
samtschule haben zum Ziel, r:egionale und soziale
Bildungs'Schranken abzubauen und die Wege zur
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höheren Bildung für alle zu eröffnen, die die
erforderlichen Leistungen erbringen.

Bei der Einrichtung von Orientierungsstufen und
Integrierten Gesamtschulen wird vor allem
darauf Bedacht zu nehmen sein, daß nach Mög-
lichkeit der gesamte Eintrittsjahrgang erfaßt
werden kann. Im übrigen werden diese Schul-
versuche vor allem an Hauptschulen einzurichten
'Sein, die nicht im unmittelbaren Einzugsgebiet
einer allgemeinbildenden höheren Schule liegen.
Die Festlegung der Schülerzahl für die Leistungs-
gruppen und die Förderkurse gründet sich auf
die Erfahrungen der Vorversuche und der durch-
geführten pädagogischen Untersuchungen.

§ 63:

Art. II § 5 der 4. Schulorganisationsge'Setz-Novelle
lautet:

,,§ 5. Polytechnischer Lehrgang
(I) Im Polytechnischen Lehrgang ist die Zu-

sammenfassung der Schüler in den Pflicht-
gegenständen Deutsch, Mathematik und Tech-
nisches Zeichnen nach ihren Le1istungen in
Leistungsgruppen zu erproben. Zur Förderung
des Ubertrittes in höhere Leistungsgruppen
oder zur Vermeidung des übertrittes in tiefere
Leistungsgruppen haben Förderkurse zu dienen.

(2) Im Polytechnischen Lehrgang ist der lehr-
plan so zu gestalten, daß die Schüler für einen
Teil der Gesamtwochenstundenzahl zwischen
verschiedenen Gruppen von Unterrichtsgegen-

Linz, am 1. März 1972

Rödhammer

Obmann

ständen und einzelnen UnterrichtsgegenstänR

den wählen können."
Der vorgesehene neue § 63 enthält ebenfalls nur
die darauf abgestellten AusführungsbestimmunR

gen hinsichtlich der äußeren Organisation der
Polytechnischen Lehrgänge.

§ 64:
Diese Bestimmung ist in den oben zitierten
Grundsatzbestimmungen des Art. II § 12 Abs. 2
der 4. Schulorganisationsgesetz-Novelle vorge-
zeirnnet.

Zu Art. II:
Art. III Abs. 2 der 4. SchulorganisatioIlsge'setz-
Novelle bestimmt, daß die Ausführungsgesetze
der Länder zu den Grundsatzbestimmungen des
Art. II § 12 Abs. 2 "innerhalb von sechs Monaten,
vom Tage der Kundmarnung dieses Bundes-
gesetzes an g·erechnet, zu erlassen und mit
1. September 1971 in Kraft zu setzen sind".

Die Novellierung des § 48 Abs. I des O. Ö. Pflicht-
schulorganisationsgesetzes soll im Sinne der ein-
gangs dargelegten Erwägungen mit 1. Jänner
1972 in Kraft treten.

Der Ausscbuß für Schulen, Kultur und Sport beanR

tragt, der Hohe Landtag möge das beigefügte Gesetz,
mit dem das O. Ö. Pflichtschulorganisationsgesetz
neuerlicb geändert wird (4. O. ö. Pflichtschulorgani-
sationsgesetz-Novelle), beschließen.

Buchinger
Berichterstatter
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Gesetz

vom

mit dem das, O. ö. PUichtsmuloryanisationsgeseh neuerlich geändert wird
(4. O. Ö. Pilichtschulorganisationsgesetz-Novelle)

Der o. Ö. Landtag hat in Ausführung der Grund~
satzbestimmungen des § 8 des Pflichtschulerhaltungs·
Grundsatzgesetzes, BGBL Nr. 163/1955, in der Fas-
sung der Gesetze BGBL Nr. 87/1963 und
BGBL NI. 69/1971 sowie der Grundsatzbestimmun·
gen des Art. II § 12 Abs. 2 der 4. Schulorganisations-
gesetz-Novelle, BGBL Nr. 234/1971, besdl10ssen:

Artikel I

Das O. ö. Pflichtschulorganisationsgesetz,
LGBL Nr. 38/1965, in der Fassung der Gesetze
LGB!. Nr. 1211966,LGB!. Nr. 27/1961 und
LGBL Nr. 411971wird wie folgt geändert:
I. § 48 Abs. I letzter Satz hat zu lauten:

"Von oberösterreichischen Gemeinden sind die
Srnulerhaltungsbeiträge im Ausmaß der Hälfte
der gemäß Abs. 2 und 3 zu berechnenden Beträge
einzuheben. "

2. Das VII. Hauptstück hat zu lauten:

"VII. HAUPTSTUCK.

Sonderbestimmung zur Durdtiührung von
Schulversud1en.

§ 57.

Geltung dieses Hauptstückes.

(tl Abweichend von den -einschlägigen Bestim-
mungen dieses Gesetzes gelten zum Zwecke der
Durchführung von Schulversuchen gemäß Art. II
§§ 2 bis 5 der 4. Sdlulorganisationsge.etz-Novelle,
BGBI. Nr. 23411971, die Bestimmungen dieses
Hauptstückes.

(2) Auf Scl1ulversucl1e gemäß § 5 Abs. 3, § 9
Ab•. 2 und § 17 Abs. 3 finden die Bestimmungen
dieses Hauptstück.es keine Anwendung.

§ 58..
Vorsdmlklassen.

(tl Vorsdlulklassen gemäß Art. II § 2 der
4. Schulorgani'sationsgesetz-Novelle können an
VolkssdlUlen eingerichtet werden, wenn minde-
stens fünfzehn Schulpflkhtige vorhanden sind,
die mangels Sdlulreife vom Schulbesum zurück-
gestellt werden.

(2) Die Schülerzahl in einer Vorschulklas'Se soll
fünfundzwanzig nicht übersteigen.
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§ 59.
Grundschule.

Zur Durmführung von Schulversuchen in der
dritten und vierten Schulstufe der Grundschule
gemäß Art. II § 3 der 4. Schulorganisationsge'Setz-
Novene können an Volksschulen Schüler in ein·
zeInen Unterrichts9·egenständen nadl ihrer Lei-
stung in Leistungsgruppen innerhalb einer Klasse
oder von Parallelklassen zusammengefaßt
werden.

§ 60.
Additive Gesamtschule.

(t) Zur Durchführung VOll Schulversuchen zur
Additiven Gesamtschule gemäß Art. Il § 4 Abs. 2
der 4. Schulorganisationsgesetz-Novelle kann im
räumlichen Zusammenhang mit einer Haupt-
schule eine Additive Gesamtschule errichtet
werden. \

(2) Voraussetzung für die Errichtung einer
Additiven Gesamtschule gemäß Abs. 1 ist die
unmittelbare räumliche Nachbarschaft der Haupt-
schule mit der Unterstufe einer allge,meinbilden-
den höheren Schule.

(3) Hinsichtlich der Additiven Gesamtschule
gemäß Abs. 1 g.eHen im übrigen die einsChlägigen
Bestimmungen dieses Gesetzes für Hauptschulen
sinngemäß.

{4} Leiter einer Additiven Gesamtschule gemäß
Abs. 1 ist der Leiter der Hauptschule.

§ 61.
Orientierungsstufe,

(1) Zur Durchführung von Schulversuchen ge-
mäß Art. 1I § 4 Abs. 3 der 4. Schulorganisations-
gesetz-Novelle können an Hauptschulen die
fanften und sechsten Schulstufe.n der Hauptschule
und einer allgemeinbildenden höheren Schule I
zusammengefaßt werden (Orientierungsstufe). fJ,',

(2) Orientierungsstufen an Hauptschulen dürfen _
nur -eingerichtet werden, wenn die Erfassung von
wenigstens 90 v. H. der Schüler eines Eintritts-
jahrganges im Bere'ich der normalen Begabungs-
streuung möglich ist.

(3) In der Orientierungsstufe sind die Schüler
in einzelnen Unterrichtsgegenständen nach ihrer
Leistung in Leistungsgruppen innerhalb einer
Klasse oder von Parallelklas'Sen zusammenzu-
fassen. In Verbindung mit der Einrichtung von
Leistungsgruppen ist auch,die Teilung in Klassen-
züge. zulässig.

(4) Zur Durchführung von Schulversuchen ge-
mäß Art. !l § 4 Abs, 5 dritter Satz der 4. Sdml-
organisationsgesetz-Novelle sind erforderlichen-
falls Förderkurse einzuridlten.

(5) Die Schülerzahl einer Leistungsgruppe
(Abs. 3) soll zwischen fünfz-ehn und zwanzig be-
tragen. Die Schülerzahl eines Förderkurses
(Abs. 4) soll zwischen sechs und zwölf betragen.
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§ 62.
Integrierte Gesamtschule,

(1) _Zur Durchführung von Schulversuchen zur
Integrierten Gesamtschule gemäß Art. II § 4
Abs. 4 der 4. Schulorganisationsgesetz-N ovelle,
können an Hauptschulen die fünften bis achten
Sdlulstufen der Hauptschule und einer allgemein-
bildenden höheren Schule zusammengefaßt wer-
den (Integrierte Gesamtschule].

(2) Die Bestimmungen des § 61 Abs. 2 bis 5
gelten sinngemäß.

§ 63.
Polytechnischer Lehrgang.

(1) Zur Durchführung von Schul versuchen im
Pö1ytedmischen Lehrgang gemäß Art. II § 5 der
4. Schulorganisationsgesetz-Novelle können die
Schüler in den Pllichtgegenständen Deutsch,
Mathematik und Technisches Zeichnen nach ihren
Leistung,en in L'eistungsgruppen zusammengeiaßt
werden.

(2) Die Bestimmungen des § 61 Abs. 4 und 5
gelten sinngemäß.

§ 64.

Vereinbarungen zwischen Bund und Land.

Soweit die Durchführung der. Sdmlversuche
gemäß Art. II §§ 2 bis 5 der 4. Schulorganisations-
gesetz-Novelle die äußeI1e Organisation der
öffentlichen Pilichtschulen berührt, hat die Lan-
desregierung erforderliche Vereinbarungen mit
dem Bund abzuschließen."

3. Das bisherige VII. Hauptstück wird zum
VIII. Hauptstück, die bisherigen §§ 57 bis 59
werden zu den §§ 65 bis 67.

Artikel II

Art. I Z. 1 tritt mit I. Jänner 1972 in Kraft, die
übrigen Bestimmungen dieses Gesetzes treten mit
I. September 1971 in Kraft.


